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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gaslieferungen über das Erdgasnetz

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 58. Sitzung am 30. September 2022 aufgrund 

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Finanzausschusses – Drucksachen 

20/3744, 20/3763 – den von den Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 

und FDP eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 

Gaslieferungen über das Erdgasnetz

– Drucksache 20/3530 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 21.10.22 

Initiativgesetz des Bundestages
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1. Die Eingangsformel des Gesetzentwurfs wird wie folgt gefasst: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

2. Artikel 1 wird wie folgt gefasst:

Artikel 1‚ 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes

Dem § 28 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5250) 
geändert worden ist, werden die folgenden Absätze 5 und 6 angefügt: 

(5) „ § 12 Absatz 2 ist vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
der dort genannte Steuersatz auch für die Lieferung von Gas über das Erdgasnetz gilt. 

(6) § 12 Absatz 2 ist vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
der dort genannte Steuersatz auch für die Lieferung von Wärme über ein Wärmenetz gilt.“ ‘

3. Nach Artikel 1 werden die folgenden Artikel 2 und 3 eingefügt:

‚Artikel 2

Änderung des Einkommensteuergesetzes

Nach § 3 Nummer 11b des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I 
S. 911) geändert worden ist, wird folgende Nummer 11c eingefügt: 

„11c. zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber in der Zeit vom … (einsetzen: 
Datum des auf den Tag der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes folgenden Tages) 
bis zum 31. Dezember 2024 in Form von Zuschüssen und Sachbezügen gewährte Leistungen zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise bis zu einem Betrag von 3 000 Euro;“.

Artikel 3

Änderung der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung

§ 1 Absatz 1 Nummer 7 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung vom 17. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2942), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBl. I S. 911) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„7. nach § 3 Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes steuerfrei gewährte Leistungen zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbrauchspreise,“.‘ 

4. Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 4.
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